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Sollte bis zu diesem Tag keine do. Stellungnahme einlangen, wird 

angenommen, daß gegen den gegenständlichen Gesetzesentwurf keine 

Einwände bestehen. 

Im Anschluß an dieses Begutachtungsverfahren lädt das ho. Ressort 

zu einer Besprechung über im Begutachtungsverfahren allenfalls 

vorgebrachte Änderungs- und Verbesserungsvorschläge ein: 

Zeit: 8. November 1994, 9.00 Uhr, 

Ort: Landstraßer Hauptstraße 55-57, 

1030 Wien, 

6. Stock, Zimmer 601. 

Um Entsendung eines Vertreters wird ersucht. 

Beilage 

Für die Richtigkeit 

der Ausfertigung: 

Wien, am 20. Oktober 1994 

Für den Bundesminister: 

Sekt.Chef Dr. Tschach 

406/ME XVIII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)2 von 35

www.parlament.gv.at



.. 
Stand 19. Oktober 1994 AußHG 1995 

Bundesgesetz über die Durchführung des Warenverkehrs der Ein- und 

Aus fuhr (Außenhande1sgesetz 1995 - AußHG 1995) und zur Änderung 

des Gebührengesetzes 1957 

Der Nationalrat hat beschlossen : 

Artikel I 

Bundesgesetz über die Durchführung des Warenverkehrs der Ein- und 

Ausfuhr (Außenhandelsgesetz 1995 - AußHG 1995) 

ABSCHNITT I 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1. (1) Die Aus- oder Einfuhr von Waren einschließl ich Techno­

logie aus dem oder in das Zollgebiet der Gemeinschaft (§ 3 des 

Zollkodex, Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 19. Oktober 

1992, ABI. EG Nr. L 302, S. 1), sofern diese aus dem oder in das 

Anwendungsgebiet (§ 3 Zol lrechts -Durchführungsgesetz, BGBI. Nr. 

659/1994) erfolgt, sowie die Überlassung oder Vermittlung von 

außerhalb des Zollgebietes der Gemeinschaft befindl ichen Waren 

einschließlich Technologie zur Verbringung in ein anderes Land 

durch Personen, die im Anwendungsgebiet ihren Wohnsitz oder Sitz 

haben, unterliegen, soweit nicht Gemeinschaftsrecht, dieses 

Bundesgesetz oder sonstige Vorschri ften anderes festset zen, im 

Anwendungsgebiet keiner Beschränkung. 

(2) Als Technologie gelten Sachen, welche techni sches 

Wissen, das nicht allgemein zugängl ich ist, durch Aufzeichnung 

jedweder Art in physi scher Form erfassen. Dazu zählen insbesonde­

re techni sches Wissen über Fertigungsprozesse sowie Wi ssen über 

Entwicklung, Fertigung, Anwendung, den Betrieb, die Inbetriebnah­

me, Instal lation oder Instandhaltung von Waren und Anlagen. 

§ 2. (1) Rechtsgeschäfte, zu deren Durchführung eine Aus - oder 

E infuhrbewil l igung (-genehmigung, -li zenz) nach diesem 
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Bundesgesetz oder einer auf Artikel 113 des Vertrages zur 

Gründung der Europäi schen Gemeinschaft gestütz ten Verordnung des 

Rates der Europäischen Gemeinschaft erforderl ich i st, gelten 

kraft Gesetzes als unter der aufschiebenden Bedingung geschlos­

sen, daß die Bewi l l igung erteil t  wird. 

(2) Rechtsgeschäfte, zu deren Durchführung ursprünglich 

keine Bewi l l igung nach diesem Bundesgesetz oder einer auf Artikel 

113 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft 

gestütz ten Verordnung des Rates der Europäischen Gemeinschaft 

erforderlich gewesen i st, zu deren Durchführung aber infolge von 

Änderungen von Rechtsvorschriften eine Aus- oder Einfuhrbewi l l i­

gung erforderl ich wird, gelten hinsichtlich des noch nicht 

durchgeführten Teiles kraft Gesetzes mit dem Inkrafttreten der 

geänderten Rechtsvorschriften als aufgelöst, wenn nicht der 

binnen vier Wochen, bei Verordnungen des Rates der Europäischen 

Gemeinschaft innerhalb der für diese jeweils vorgesehenen 

Antragsfri st, zu s tellende Antrag auf Ertei lung der Aus - oder 

E infuhrbewil l igung genehmigt wird. Das gilt auch für Recht sge­

schäfte, die durch eine Verordnung oder einen Bescheid nach § 5 

Absatz 4 dieses Gesetzes.verboten werden; eine Antrags teIlung 

ent fäl l t  in diesem Fall .  

ABSCHNITT 11 

Bewilligungspflichten und Verbote 

§ 3. Der Bewi l l igungspfl icht nach diesem Bundesgesetz unterliegen 

Rechtsgeschäfte oder Handlungen, die folgendes zum Gegenstand 

haben : 

1 .  die Aus - oder Einfuhr von Waren gemäß einer nach § 5 Abs. 1 

erlassenen Verordnung oder 

2. die Aus - oder Einfuhr von Waren einschließl ich Technologie, 

die Überlassung von außerhalb des Zoll gebietes der 

Gemeinschaft befindlichen Waren einschl ießl ich Technologie 

zur Verbringung in ein anderes Land oder die Vermittlung von 

Warenlieferungen einschließlich Technologie außerhalb des 
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Zollgebietes der Gemeinschaft gemäß einer nach § 5 Abs. 3 

erlassenen Verordnung oder 

3 .  die Aus - oder Einfuhr von Waren einschl ießlich Technologie, 

die Überlassung von außerhalb des Zol lgebietes der 

Gemeinschaft befindlichen Waren einschließlich Technologie 

zur Verbringung in ein anderes Land oder die Vermittlung von 

Warenl ieferungen oder von Warenl ieferungen einschließlich 

Technologie außerhalb des Zollgebietes der Gemeinschaft zur 

Verbringung in ein anderes Land gemäß einer nach § 5 Abs. 2 

erlas senen Verordnung. 

§ 4 .  Vorbehaltl ich entgegenstehender Bestimmungen des Gemein­

scha ftsrechts unterliegen Rechtsgeschäfte oder Handlungen, welche 

die E in- oder Ausfuhr von Waren, ausgenommen aufgrund einer 

Bewi lligungspflicht gern. § 3 Abs. 1 Z 2 u. 3, zum Gegenstand 

haben, nicht der Bewilligungspflicht, wenn sie folgende Waren und 

Tatbestände betreffen : 

1 . . Waren, die nach den zollrechtlichen Vorschri ften durch eine 

qndere Form der Willensäußerung (Artikel 233 der Zollkodex­

Durchführungsverordnung, Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der 

Kommission vom 2 .  Juli 1993, ABI. EG Nr. L 253, S. 1) 

angemeldet werden können oder im Postverkehr als angemeldet 

gelten; 

2 .  Waren, die nach der Verordnung (EWG) Nr. 918/83 des Rates 

vom 28 . März 1983 über das gemeinschaftl iche System der 

Zol lbefreiung (ABI. EG Nr . L 105, S. 1) oder nach einem an 

die Stelle dieser Verordnung tretenden gemeinschaftl ichen 

Rechtsakt abgabenfrei ein- oder ausgeführt werden können; 

die Regelung gilt entsprechend, wenn solche Waren aufgrund 

einer anderen Rechtsvorschrift außertari fl ich abgabenfrei 

ein- oder ausgeführt werden können; 

3 .  Waren auf Grund von Rechtsgeschäften oder Handlungen, bei 

denen der Wert der Ware 11 500 S nicht übersteigt, aus­

genommen die Einfuhr von Waren, die nach Zerlegung einer 

406/ME XVIII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 5 von 35

www.parlament.gv.at



- 4 -

größeren Warenmenge aus einem Freilager oder einem 

Zollager in den freien Verkehr entnommen werden oder 

hinsichtl ich derer eine beförderungsmäßige Z usammenfas­

sung gleichartiger Waren aufgrund von mehr als einem 

Rechtsgeschäft des selben Importeurs erfolgt; 

4 .  Muster und Proben für einschlägige Handelsunternehmen 

oder Verarbei tungsbetriebe 

a) von Waren der Kapitel 25 -97 der Kombinierten Nomenklatur 

bis zu einem Wert von 3 500 S je Einfuhrsendung; 

b) von Waren der Kapi tel 1-24 der Kominierten Nomenklatur 

bis zu einem Wert von 500 S je Einfuhrsendung, 

ausgenommen Saatgut, 

wobei bei der Bemessung des Wertes unentgeltl ich gelieferter 

Muster und Proben bleiben Vertriebskosten außer 

Betracht bleiben; 

5 .  Kuns tgegenstände, die von in der Gemeinschaft ansässigen 

Personen während eines vorübergehenden Aufenthaltes in 

Drittländern geschaffen worden sind; 

6 .  Kunstgegenstände, Sammlungsstücke und Antiquitäten, die 

nicht zum Handel bestimmt sind; 

7 .  Tei l e  zur Ausbesserung von in Drittländern zugelassenen 

Kraftfahrzeugen, die während der vorübergehenden Ver­

wendung im Zol lgebiet der Gemeinschaft reparaturbedürf­

tig geworden sind; 

8 .  Luftfahrzeuge und Luftfahrzeugteile, die zu ihrer 

Wartung oder Ausbesserung in das Zol lgebiet der 

Gemeinschaft oder nach ihrer Wartung oder Ausbesserung 

in Drittländern im Rahmen von Wartungsverträgen 

eingeführt werden; 

9 .  Betriebsstoffe für Schiffe und Luftfahrzeuge zur 

zoll freien Verwendung unter zollamtl icher Überwachung; 

Treibstoffe, die Landkraftfahrzeuge in den dafür 
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eingebauten Behäl tern zum Eigenbetrieb mitführen; 

10 . Waren, die Aussteller zum unmittelbaren Verzehr als 

Kos tproben auf Messen oder Ausstel lungen einführen, wenn 

der Wert der in einem Kapitel der Kombinierten Nomen­

klatur zusammengefaßten Waren 40 000 S je Mes se oder 

Ausstel lung nicht übersteigt; hiebei ist der Wert der 

Waren mehrerer Aussteller, die sich durch die selbe 

Person vertreten lassen, zusammenzurechnen; 

11 . Abfälle, die im Zol l gebiet der Gemeinschaft bei der 

Bearbeitung, Verarbeitung oder Ausbesserung von 

eingeführten Waren anfallen, wenn für die Überlassung der 

Abfälle kein Entgel t  gewährt wird: 

12 . Abfälle und zum ursprünglichen Zweck nicht mehr 

verwendbare Waren, die in Zollverfahren im Zollgebiet der 

Gemeinschaft anfallen; 

13 . Waren, die zur vorübergehenden Verwendung in das 

Zollgebiet der Gemeinschaft verbracht worden sind und 

zum ursprünglichen Zweck nicht mehr verwendet werden 

können, oder Teile davon, die bei der Ausbesserung im 

Zollgebiet der Gemeinschaft anfallen; 

14 . Ersatzteil l ieferungen für eingeführte Waren, die in 

Drittländer zurückgesandt worden sind oder zurück­

gesandt werden sol len oder unter zol lamtl icher Über­

wachung vernichtet worden sind; 

15 . Waren mit Ursprung in der Gemeinschaft, die als 

Veredelungserzeugnisse nach zoll rechtlicher passiver 

Veredelung eingeführt werden; andere Veredelungser­

zeugni sse nach zol lrechtlicher passiver Veredelung, 

die nach Ausbesserung, im Verfahren des Standard­

austausches oder nach Durchführung ergänzender 

Veredelungsvorgänge eingeführt werden; 
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16. Waren, zur Verwendung bei der Erstversorgung i n  

Katastrophenfäl len sowie Sendungen karitati ver 

Organisationen für karitative Zwecke; 

17 . Rei segut oder Reisemitbringsel, wenn die Waren frei von 

E ingangsabgaben sind; nicht zum Handel bestimmte Waren 

bis zu einem Wert von 11 500 S, die Reisende mitführen; 

18. Im Verkehr zwischen Personen, die außerhalb und innerhalb 

des Zol lgebietes jeweils an einem Ort ansässig sind, der 

weniger als 15 km Lu ftlinie von der Zollgrenze entfernt i st, 

a) von diesen Personen mitgeführte Waren, die nicht 

zum Handel bestimmt sind und deren Wert 5000 S 

nicht übersteigt, 

b) Waren, d ie d iesen Personen als Tei l  des Lohnes 

oder auf Grund von gesetzlichen Unterhal ts- oder 

Altenteilsverpflichtungen gewährt werden; 

19. Tiere, Saatgut, Düngemittel, Fahrzeuge, Maschinen 

und sonstige Waren, deren Einfuhr durch die örtlichen 

und wirtschaftl ichen Verhältni sse an Orten, die weniger als 

15 Kilometer Luftlinie von der Zollgrenze entfernt sind, 

bedingt ist; 

20 . Baubedarf, Instandsetzungs- und Betriebsmi ttel für 

Stauwerke, Kraftwerke, Brücken, Straßen und sonstige 

Bauten, die beiderseits der Grenze errichtet, be­

trieben oder benutzt werden; 

21 . Umschl ießungen und Verpackungsmittel, Behäl ter (Con­

tainer) und sonstige Großraumbehältnisse, die wie diese 

verwendet werden, Paletten, Druckbehälter für ver­

dichtete oder flüss ige Gase, KabeltromrneIn und Kett­

bäume, soweit diese nicht selbst Gegenstand eines 

Warenhandelsgeschäftes sind, sowie zum Frischhal ten 

beigepacktes Eis; 

22 . l ebende Tiere, die wegen Verletzungen oder Erkrankungen 

406/ME XVIII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)8 von 35

www.parlament.gv.at



- 7 -

während der Durchfuhr notgeschlachtet werden müssen; 

23 . Waren, die im Artikel 11 Z 1 des im Rahmen der Organisation 

der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und 

Kultur (UNESCO) ausgearbeiteten Abkommens über die E infuhr 

von Gegenständen erzieherischen, wi ssenschaftlichen oder 

kulturellen Charakters vom 22. November 1950, BGB1 . Nr .  

180/1958, und im Tei l  IV (Abs . 5) des hiezu ausgearbeiteten 

Protokol l s  vom 1 .  März 1977, BGB1 . Nr .  804/1994, angeführt 

s ind und aus Vertrags staaten oder Nichtvertragsstaaten 

eingeführt werden . 

§ 5 .  (1) Sofern Gemeinscha ftsrecht nicht entgegensteht und 

gesamtwirtschaftliche Interessen nicht verletzt werden, hat der 

Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten, hinsichtlich 

der Auswirkung auf zollrechtliche Belange im Einvernehmen mit dem 

Bundesminis ter für Finanzen, nach Anhörung des Bei rates (§ 14) 

durch Verordnung für Rechtsgeschäfte oder Handlungen, die die 

Aus - oder E infuhr von Waren zum Gegenstand haben, im Handel sver­

kehr mit bestimmten Staaten oder Gebieten oder bestimmte Arten 

des Warenverkehrs mit dem Ausland nach Maßgabe dieses 

Bundesgesetzes für bewill igungspflichtig zu erklären, wenn dies 

1 .  auf Grund internationaler Verpflichtungen oder 

2. zur Abwendung schwerer wirtschaftl icher Schäden oder 

3. zur Verhütung oder Behebung von wirtschaftl ichen Notständen 

oder 

4 .  zur Durchführung einer von Österreich mitgetragenen inter­

nationalen Maßnahme zur Beschränkung des Warenverkehrs mit 

bestimmten Staaten oder Gebieten 

notwendig i st . 

(2) Sofern dies auf Grund einer von Österreich mitgetragenen 

internationalen Maßnahme zur Beschränkung des Warenverkehrs mit 

bestimmten Staaten oder Gebieten erforderlich i st, hat der 

Bundesminis ter für wirtschaftliche Angelegenhei ten in einer 
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Verordnung gemäß Abs. 1 Z 4 weiters Rechtsgeschäfte oder 

Handlungen für bewil ligungspflichtig zu erklären, die folgendes 

zum Gegenstand haben: 

1. die Aus- oder Einfuhr von Waren einschl ießl ich Technologie 

oder 

2 .  die Überlassung von außerhalb des Zollgebietes der Gemein­

schaft befindlichen Waren oder Waren einschli eßli ch 

Technologie zur Verbringung in ein anderes Land oder 

3 .  die Vermittlung von Warenlieferungen oder Warenlieferungen 

einschl ießl ich Technologie zur Verbringung in ein wei teres 

Land . 

(3) Sofern Gemeinschaftsrecht nicht entgegensteht, hat der 

Bundesmini ster für wirtscha ftl iche Angelegenheiten im Einverneh­

men mit dem aundesminister für auswärtige Angelegenhei ten und 

hinsichtl ich der Auswirkung auf zol lrechtl iche Belange mit dem 

Bundesmini ster für Finanzen zur Einhaltung völkerrechtl icher 

Verpfl ichtungen oder zur Wahrung außenpolitischer Interessen mit 

Verordnung alle oder einzelne der im § 3 angeführten Rechtsge­

schäfte oder Handlungen im Handel sverkehr mit bestimmten Staaten 

für bewi l l igungspflichtig zu erkl ären, wenn dies 

1 .  zur Verhinderung der Ausfuhr von Waren einschl ießl ich 

Technologie (einschl ießlich Anlagen oder anlagenspe z i f i scher 

Tei le) , die neben einer anderen Verwendungsmögl ichkei t  auch 

zur Herstellung, Verbrei tung, Prüfung oder Instandhaltung von 

atomaren, biologi schen und chemi schen Waf fen (ABC-Waf fen) 

sowie ABC-waf fenfähigen Trägersystemen geeignet s ind, oder 

2 .  zur Überwachung der Ausfuhr und der geplanten Verwendung von 

Waren einschließl ich Technologie, die für mi l i täri sche oder 

sowohl für z ivile als auch militärische Zwecke eingesetzt 

werden können, soweit es sich nicht um eine nach Z 1 

kontroll ierte Ausfuhr handelt, oder 
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3. zur Überwachung der Ausfuhr von Waffen, Munition und 

Sprengmitteln sowie von Waren einschließl ich Technologie 

(einschließl ich Anlagen und anlagenspezifischer Tei le) , welche 

neben einer anderen Verwendungsmögl ichkeit auch zur 

Herstellung, Verbrei tung, Prüfung oder Instandhaltung von 

Waf fen, Munition und Sprengmitteln, ausgenommen ABC-Waffen und 

ABC-waf fenfähigen Trägersystemen, geeignet sind, 

geboten i st. Ausgenommen von der Bewil ligungspflicht nach Z 3 

s ind Waf fen., Munition und Sprengmittel, für die eine Bew i l l igung 

nach dem Bundesgesetz über die Ein-, Aus - und Durchfuhr von 

Kriegsmaterial, BGBI. Nr. 540/1977, erforderlich i st. 

(4) Zur Einhal tung völkerrechtlicher Verpflichtungen oder 

zur Wahrung außenpol itischer Interessen hat die Bundesregierung 

zur Erreichung der Ziele gemäß § 5 Abs. 3 Z 1 nach Anhörung des 

Beirates und unter Bedachtnahme auf die Bewil1igungsgrundsätze 

des § 8 Abs. 1 Z 2 Rechtsgeschäfte oder Handlungen, welche die 

Aus - oder Einfuhr von Waren einschließlich Technologie außerhalb 

des Zollgebiets der Gemeinschaft zur Verbringung in ein anderes 

Land zum Gegenstand haben, die auch für die Herstel lung, 

Verbreitung, Prüfung oder die Instandhaltung von ABC-Waffen oder 

ABC-waf fenfähigen Trägersystemen geeignet oder bestimmt s ind, im 

Handelsverkehr mit bestimmten Staaten durch Verordnung z u  

verbieten. Bei Gefahr i m  Verzug kann der Bundesmini ster für 

wi rtschaftl iche Angelegenheiten aus den gleichen Gründen ein 

solches Verbot im Einzel fall durch Bescheid verfügen. Vor dem 

Verbot erlassene Bescheide gelten als widerrufen. 

(5) Die Erlassung und Aufhebung von Verordnungen nach Abs. 1 

bis 4 bedarf der Zustimmung des Hauptausschusses des Nati onalra­

tes. Ist der Nationalrat nicht versammel t  oder kann eine 

Zustimmung des Hauptausschusses nicht abgewartet werden, wei l  die 

Maßnahme aus den im § 8 genannten Gründen dringl ich ist, so 

können im Fal l  des § 5 Abs. 1 bis 3 der Bundesminister für 

wirtschaftl iche Angelegenheiten oder im Fall des § 5 Abs. 4 die 

Bundesregierung eine Verordnung nach den Absätzen § 5 Abs. 1 bis 

4 erlassen und haben darüber dem Hauptausschuß Bericht zu 
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erstatten; die Bundesregierung und der Bundesminister für 

wirtschaftl iche Angelegenheiten haben eine Verordnung unverzüg­

l ich auf zuheben, wenn dies der Hauptausschuß des Nationalrates 

verlangt . 

(6) Eine Bewi l l igungspflicht nach § 5 Abs . 3 oder ein Verbot 

nach § 5 Abs . 4 besteht auch dann, wenn die Ware in ein Land 

ausgeführt, überlassen oder vermittelt werden sol l, auf das sich 

die Bewi l l i gungspfl icht nach § 5 Abs . 3 oder ein Verbot nach § 5 

Abs . 4 nicht bez ieht, sofern dem Ausführer bekannt ist oder 

bekannt sein muß, daß die Ware in weiterer Folge in ein Land 

verbracht werden soll, für welches eine Bewi lligung nach § 5 Abs . 

3 erforderlich ist oder für welches ein Verbot nach § 5 Abs . 4 

besteht . 

Abschnitt 111 

Zuständigkeit zur Bewi lligungserteilung und 

maßgebender Wert 

§ 6 .  Sofern im Gemeinscha ftsrecht nicht anderes bestimmt i st, ist 

zur Erlassung von Bescheiden über Anträge auf Erteilung von 

Bewil l i gungen für Rechtsgeschäfte oder Handlungen über die Ein­

oder Ausfuhr von Waren der Kapitel 1-6 und 10 und der Nummern 

0701-0709, 0801-0810, 1101- 1105, 1106 10, 1205 - 1207, 1209- 1214, 

140 1- 1403, 1601, 1602, 2204-2206, 2302, 2303 20 und 30 und 2309 

der Kombinierten Nomenklatur der Bundesminister für Land- und 

Forstwirtschaft, für alle übrigen Waren der Bundesminister für 

wirtschaftliche Angelegenheiten zuständig . Diese Zuständigkeit 

gilt auch für die Erteilung eines Sichtvermerks auf einem 

Überwachungsdokument und für die Entgegennahme von Meldungen . Der 

Bundesmini s ter für wirtscha ftliche Angelegenheiten ist auch für 

die Ertei lung von vorherigen Bewi lligungen im passiven 

Veredelungsverkehr mit Textilien zuständig .  

§ 7. (1) Soweit s ich die Bestimmungen diese Bundesgesetzes auf 

einen bestimmten Wert der aus- oder eingeführten Waren bez iehen, 

ist dafür der für die Außenhandelsstatistik maßgebende Wert zu 

verstehen . 
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(2) Zur Umrechnung von in ECU erfolgten Wert angaben i n  

österreichische Schi lling ist jener Gegenwert heranzuziehen, der 

gemäß Artikel 18 des Zol lkodex festgesetzt ist . 

ABSCHNITT IV 

Grundsätze bei der Entscheidung über 

Bewilligungsanträge 

§ 8 .  (1) 1. Bei der Entscheidung über Anträge auf Erteilung der 

Bewil ligung für Rechtsgeschäfte oder Handlungen gemäß 

§ 3 Abs . 1 betref fend Waren, die in einer Verordnung 

nach § 5 Abs . 1 genannt sind, ist auf 

völkerrechtliche Verpflichtungen Österreichs sowie 

auf die Durchführung einer von Österreich 

mitgetragenen internationalen Maßnahme zur 

Beschränkung des Warenverkehrs mit bestimmten 

Staaten zu achten und insbesondere auf die Abwendung 

schwerer wirtscha ftlicher Schäden für die Wirtschaft 

oder einzelne Wirtschaftsbereiche, sowie die 

Verhütung oder Behebung wirtschaftl icher Notstände 

Bedacht zu nehmen . 

2. Die gemäß einer Verordnung nach § 5 Abs . 3 

erforderl iche Bewi lligung ist zu versagen, wenn der 

Bewilligungserteilung völkerrechtliche 

Verpfl ichtungen Österreichs entgegenstehen . Darüber 

hinaus ist bei der Entscheidung über Anträge auf 

Erteilung einer Bewi lligung insbesondere auf die 

Vermeidung einer Gefahr für den Weltfrieden und die 

internationale Sicherheit, die Vermeidung einer 

Gefahr für die Sicherheit Österreichs, die Vermeidung 

der Gefahr einer erhebl ichen Störung der auswärtigen 

Beziehungen Österreichs oder die Vermeidung von 

Ausfuhren in ein Gebiet, in dem ein bewaffneter 

Konflikt herrscht, Bedacht zu nehmen . 

(2) Ist bei einer gemäß einer Verordnung nach § 5 Abs . 3 Z 1 

erforderl ichen Bewilligung, insbesondere auf Grund der 
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Warenbeschaffenheit und des Bestimmungslandes, nicht auszuschl ie­

ßen, daß die Ware für die im § 5 Abs . 3 Z 1 genannten Zwecke 

Verwendung findet, ist die Bewi lligung zu versagen . 

§ 9 .  (1) Anträge auf Ertei lung von Aus- und Einfuhrbewi l l igungen 

sind schriftlich unter Verwendung der hiefür amtl ich aufzulegen­

den Formulare, bei Anträgen gemäß einer auf Artikel 113 des 

Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft gestützten 

Verordnung unter Einhaltung der dort vorgesehenen Formvorschri f­

ten, einzubringen . Der Antrag hat alle für die Beurteilung des 

Rechtsgeschäftes oder der Handlung, die eine Aus - oder eine 

E infuhr von Waren einschließlich Technologie zum Gegenstand 

haben, erforderlichen Angaben zu enthalten . Dem Antrag s ind 

geeignete Nachweise anzuschl ießen . 

(2) Die Bearbeitung von Anträgen zur Ertei lung einer 

Bewi l l i gung für Rechtsgeschäfte oder Handlungen, die aufgrund 

einer Verordnung gemäß § 5 Abs . 3 bewi l l igungspfl ichtig s ind, 

kann von der Bestel lung einer oder mehrerer Personen als 

verantwortliche Beauftragte anbhängig gemacht werden, denen für 

das ganze Unternehmen oder für bestimmte räuml ich oder sachl ich 

abgegrenzte Bereiche des Unternehmens die Verantwortung für die 

Einhaltung der außenhandelsrechtlichen Vorschri ften obl iegt . 

§ 9 Abs . 4 VStG ist anzuwenden . 

(3) Die Bewi l ligung ist zeitlich zu befri sten und nicht 

übertragbar . 

(4) Der Bundesmini ster für wirtschaftl iche Angelegenhei ten 

und der Bundesmini ster für Land- und Forstwirtschaft sind, sofern 

Gemeinschaftsrecht dem nicht entgegensteht, verpflichtet, über 

Aus- und E infuhranträge spätestens 3 Wochen nach deren Einlangen 

einen Bescheid zu erlassen . 
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(5) Bewilligungen aufgrund einer Verordnung gemäß § 5 Abs . 3 

sind zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen für ihre E rteilung 

wegge fallen sind . 

§ 10 . Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten und 

der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft können nach 

Maßgabe ihrer Wirkungsbereiche gemäß § 6 

a) die Erteilung der Bewilligung mit Bedingungen oder 

Auflagen verbinden, die sich im gesamtwirtschaftlichen 

Interesse oder zur Erreichung eines Zieles einer nach 

§ 5 Abs . 3 erlassenen Verordnung als erforderlich 

erweisen, 

b) zum Nachweis des Ursprungs einer Ware, insbesondere 

unter den Vorausset zungen des § 12 lit . a  bis d, 

Ursprungszeugnisse verlangen; diese haben dem Zollkodex 

und den Durchführungsvorschriften dazu, Verordnung 

(EWG) Nr . 2454/93 der Kommission vom 2 .  Juli 1993, ABI. 

EG Nr . L 253, S .  1, zu entsprechen; 

Präferenzursprungsnachweise sind als Ursprungszeugnisse 

anzuerkennen, sofern das für die Ware anzuwendende 

Herstel lungskriterium zu jenem für den 

nichtpräferentiel len Ursprung nicht in Wi�erspruch 

steht, 

c) im Interesse der Kostenersparnis und Vereinfachung des 

Verfahrens Unternehmungen zeitlich begrenzte Globalbe­

willigungen erteilen, wenn dies dem Zweck der 

Bewilligungspflicht nicht zuwiderläuft . 

§ 11 . (1) Zur Überwachung der Abwicklung von Rechtsgeschäften 

oder Handlungen, die einer Bewil ligungspflicht aufgrund einer au f 

Art . 113 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft 

gestützten Verordnung oder nach diesem Bundesgesetz unterliegen, 

können der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten und 

der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft jederzeit 

Berichte und Nachweise innerhalb einer jeweils zu bestimmenden 
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Frist anfordern sowie nötigenfalls bei den Betei li gten Buch- und 

Lagereinsicht durch geeignete Sachverständige vornehmen. Wird den 

Betei l igten ein gesetzwidriges Verhalten nachgewiesen, so haben 

sie die Kosten des Verfahrens einschließlich der Überwachung zu 

tragen. 

(2) Über Ersuchen des nach § 6 zuständigen Bundesministers 

s ind die Zollbehörden befugt, Ermi ttlungen über Umstände durchzu­

führen, die für die Einhaltung außenhandel srechtlicher 

Bestimmungen maßgebend sind oder waren. Für diese E rmittlungen 

gelten die §§ 24 und 25 Zollrechts-Durchführungsgesetz mit der 

Maßgabe, daß d ie Nachschauen und Prüfungen auch dann vorgenommen 

werden dürfen, wenn die Person nicht unter § 23 Abs. 1 

Zollrechts-Durchführungsgesetz fäl lt. 

(3) Das Ergebni s der Ermittlungen gemäß Abs. 2 darf nur für 

Zwecke der Vol l z iehung dieses Bundesgeset zes und für Zwecke eines 

Abgabenverfahrens oder Finanzstrafverfahrens verwendet werden. 

ABSCHNITT V 

Sonstige Erfordernisse bei der Aus- oder Einfuhr 

von Waren 

§ 12. Sofern Gemeinschaftsrecht nicht entgegensteht, können der 

Bundesmini ster für wirtschaftliche Angelegenhei ten und der 

Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft nach Maßgabe ihrer 

Wirkungsbereiche im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 

Finanzen bei der Aus- oder Einfuhr von Waren, auch wenn die 

zugrundel iegenden Rechtsgeschäfte oder Handlungen keiner 

Bewill igung bedürfen, eine Meldepflicht oder Nachweispfl icht 

(z. B. Ursprungszeugnis) , gegebenenfalls unter Einhaltung 

besonderer Formvorschri ften, anordnen, wenn dies 

1. aufgrund von Beschlüssen internationaler Organisationen, 

denen die Republik Österreich beigetreten i st, oder 

2 .  zur Durchführung völkerrechtlicher Vereinbarungen oder 

3 .  im gesamtwirtschaftlichen Interesse oder 

4 .  zur Verhinderung von Umgehungen der Bewil ligungspfli cht 

notwendig i st. 
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ABSCHNITT VI 

Vorschreibung von Sicherheitsleistungen 

§ 13 . Soweit es im Gemeinschaft srecht vorgesehen oder zur 

Erreichung der Ziele· einer handel spolitischen Maßnahme 

erforderl ich i st, hat der gemäß § 6 zuständige Bundesminister die 

Ertei lung einer Bewi lligung von einer Sicherheitsleistung für die 

Vornahme der bewi l l igten Ein- oder Ausfuhr abhängig zu machen . 

Die Höhe der Sicherheit ist so zu bestimmen, daß die wirtschaft­

l iche Vortei le aus einer Unterlassung der bewil l i gten E infuhr 

oder Aus fuhr ausgegl ichen werden . Sicherheitslei stungen sind 

i nsbesondere durch Einlagebücher einer inländischen Bank oder 

durch eine Bankgarantie zu erbringen . Wird den mit der 

S icherheitsleistung verbundenen Auflagen und Bedingungen 

zuwidergehandelt, hat der zuständige Bundesminister die 

Sicherheitsleistung bescheidmäßig für verfallen zu erklären. 

ABSCHNITT VII 

Errichtung und Tätigkeit des Beirates 

§ 14. (1) Beim Bundesministerium für wirtschaftl iche Angelegen­

heiten wird zur Beratung der gemäß § 6 zuständigen Bundesmini ster 

ein Beirat errichtet . Ihm sind alle grundsätzlichen Angelegenhei­

ten des Warenverkehrs nach diesem Bundesgesetz sowie in das oder 

aus dem Zollgebiet der Gemeinschaft, insbesondere Angelegenheiten 

der §§ 5 und 12 dieses Gesetzes, zur Begutachtung vorzulegen . 

(2) Die Begutachtung der in Abs . 1 genannten Rechtsgeschä fte 

oder .Handlungen entfäl l t, wenn der Beirat nicht zusammentritt und 

die Bescheiderlassung zur Wahrung von Fristen oder zur Vermeidung 

von schweren wirtschaftl ichen Nachtei len für den Antragstel ler 

erforderlich ist . In diesen Fäl len ist jedoch die Erledigung dem 

Beirat in seiner nächsten ordentlichen Sitzung nachträglich zur 

Kenntnis zu bringen . 

(3) Der Beirat beschließt seine Geschäftsordnung, d ie vom 

Bundesminis ter für wirtschaftl iche Angelegenhei ten zu genehmi gen 
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i st, mit einfacher Mehrheit .  Die Geschäftsordnung hat unter 

Bedachtnahme auf Abs . 1 die Tätigkeit des Beirates mögl ichst 

zweckmäßig zu regeln, insbesondere ist die Zusammensetzung des 

Beirates je nach der zu behandelnden Materie und der Z uständig­

keit der Beiratsmitglieder festzusetzen . Die Geschäftsordnung i st 

zu genehmigen, wenn sie dieser Voraussetzung entspricht . 

§ 15. (1) Mitgl ieder des Beirates sind : 

1. zwei Vertreter des Bundesministeriums für wirtschaftliche 

Angelegenheiten und je ein Vertreter des Bundeskanz l eramtes 

und der Bundesmini sterien für auswärtige Angelegenheiten, für 

Finanzen, für Landesverteidigung, für Land- und Forstwirt­

schaft und für Inneres; 

2. je ein Vertreter der Wirtschaftskammer Österreich und der 

Bundesarbeitskammer sowie der Präsidentenkonferenz der 

Landwirtschaftskammern Österreichs, 

3. ein Vertreter der Länder, der von diesen turnuswei se entsandt 

wird . 

(2) Für jedes Mitglied des Beirates sind Ersatzmitgl ieder zu 

bestel len . 

(3) Die im Abs . 1 Z 2 genannten Mitglieder (Ersatzmitgl ie­

der) werden auf Vorschlag der entsendenden Interessenvertretung, 

die in Z 3 genannten Mitglieder (Ersatzmitgl ieder) au f Vorschlag 

der zuständigen Landeshauptmänner vom Bundesminister für 

wirtschaftliche Angelegenheiten bestel lt . 

(4) Die Mitgl ieder (Ersatzmitgl ieder) des Beirates gemäß 

Abs . 1 Z 2 und 3 üben ihre Funktion ehrenamtl ich aus . 

(5) Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) des Beirates sowie 

allenfal l s  herangezogene Sachverständige dürfen Amts - ,  Geschä fts-, 

oder Betriebsgeheimnisse, die ihnen in dieser E igenschaft 

anvertraut wurden oder zugänglich geworden sind, während der 
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Dauer ihrer Bestellung und auch nach Erlöschen ihrer Funktion 

nicht o f fenbaren oder verwerten. Sie sind, soweit s ie nicht 

beamtete Vertreter s ind, vom Bundesminister für wirtschaftliche 

Angelegenheiten auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Obl iegen­

heiten zu verpfl ichten. 

§ 16 . (1) Den Vorsitz im Beirat führt der Bundesminister für 

wirtschaftl iche Angelegenheiten, der sich durch einen Beamten 

seines Ministeriums vertreten lassen kann. Die Geschäfte des 

Beirates werden vom Bundesministerium für wirtschaftliche 

Angelegenheiten geführt. 

(2) Für die Gutachtertätigkeit des Beirates ist die 

Anwesenheit von mindestens der Häl fte der Mitglieder 

erforderl ich. Sol lte jedoch zu Beginn der Sitzung die erforderli­

che Zahl der Mitglieder nicht anwesend sein, tritt der Beirat 

eine Stunde nach dem in den Einladungen genannten Termin 

neuerl ich zusammen und behandelt die Tagesordnung ohne Rücksicht 

auf die Z ahl der anwesenden Vertreter. 

Abschnitt VIII 

Strafbestimmungen 

§ 17 . (1) Eines gerichtl ich zu ahndenden Finanzvergehens macht 

s ich schuldig, wer vorsätzl ich oder fahrlässig 

1 .  nach Gemeinschaftsrecht oder nach diesem Bundesgeset z  

bew i l l igungspflichtige Waren einschl ießlich Technologie ohne 

die erforderliche Bewil l igung aus- oder einführt oder 

außerhalb des Zollgebietes der Gemeinschaft befindl iche Waren 

einschl ießl ich Technologie zur Verbringung in ein wei teres 

Land überläßt oder Warenlieferungen einschl ießl ich Technol ogie 

außerhalb des Zollgebietes der Gemeinschaft zur Verbringung in 

ein weiteres Land vermittelt, sofern der Wert der betrof fenen 

Waren jeweils 500 . 000 S übersteigt, oder 

2. bei bewil ligungspflichtigen Rechtsgeschäften oder Handlungen, 

d i e  Waren der Z 1 zum Gegenstand haben, 
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a) einen Bewil l igungsbescheid zur Verwendung durch einen 

Nichtberechtigten entgeltl ich oder unentgel tl ich überläßt 

oder übernimmt, oder 

b) durch unrichtige oder unvollständige Angaben eine nach 

Gemeinschaftsrecht oder diesem Bundesgeset z  erforderliche 

Bewil ligung oder Bescheinigung erschleicht oder die 

Erlassung von Bedingungen oder Auflagen nach § 10 Abs. 1 

hintanhält, oder 

c) einer gemäß diesem Bundesgesetz erlassenen Verordnung 

zuwiderhandel t, oder 

d) einer gemäß diesem Bundesgesetz festgesetzten Bedingung, 

Auflage oder Anordnung zuwiderhandelt, 

oder 

3. einem Verbot gemäß § 5 Abs. 4 zuwiderhandel t. 

(2) Eines gerichtl ich zu ahndenden Finanzvergehens macht 

sich wei ters schuldig, wer vorsätz lich oder fahrlässig eine der 

im Abs. 1 mit Strafe bedrohten Handlungen begeht und dadurch 

einen Bei trag zur Herstellung, Verbreitung, Prüfung oder 

Instandhaltung von ABC-Waffen sowie ABC-waffenfähigen Trägersy­

stemen l eistet. 

(3) Die Tat nach Abs. 1 wird vom Gericht mit Geldstrafe bis 

zu 2 Mi l l ionen S geahndet. Daneben ist nach Maßgabe des § 15 des 

Finanzstrafgesetzes auf Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu 

erkennen. Die Tat nach Abs. 2 wird vom Gericht mit Freiheitsstra­

fe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren, bei fahrlässiger 

Begehung mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren geahndet. Die in 

den Abs. 1 und 2 genannten Waren unterliegen als Sachen, 

hinsichtl ich derer das Finanzvergehen begangen wurde, samt 

Umschließungen nach Maßgabe des § 17 des Finanzstrafgesetzes dem 

Verfall. 
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§ 18. (1) Eines verwaltungsbehördl ich zu ahndenden Finanzverge­

hens macht s ich schuldig, wer vorsätzl ich oder fahrläss i g  

1 .  nach Gemeinschaftsrecht oder nach diesem Bundesgesetz 

bewi l l igungspflichtige Waren einschließlich Technologie ohne 

die erforderliche Bewill igung aus - oder einführt oder 

außerhalb des Zollgebietes der Gemeinschaft befindl iche Waren 

einschließlich Technologie zur Verbringung in ein wei teres 

Land überläßt oder Warenl ieferungen einschl ießlich Technologie 

außerhalb des Zollgebietes der Gemeinschaft zur Verbringung in 

ein wei teres Land vermittelt, sofern der Wert der betroffenen 

Waren jeweils 500. 000 S nicht übersteigt, oder 

2 .  bei bewi l l igungspfl ichtigen Rechtsgeschäften oder Handlungen, 

die Waren der Z 1 zum Gegenstand haben, dem § 17 Abs . 1 Z 2 

l it . a  bis d zuwiderhandelt, oder 

3 .  gegen eine nach Gemeinschaftsrecht im Zusammenhang mit 

handel spoliti schen Maßnahmen vorgesehene Meldeverpflichtung 

verstößt . 

(2) Die �at wird von der Finanz strafbehörde mit Geldstrafe 

bis zu 500. 000 S geahndet . Bei einer vorsätzlich begangenen Tat 

unterl iegen die Waren als Sachen, hinsichtlich derer das 

Finanzvergehen begangen wurde, samt Umschließungen nach Maßgabe 

des § 17 des Finanzstrafgesetzes dem Verfall . 

§ 19 . Hat jemand durch dieselbe Tat Finanzvergehen nach § 18 und 

geringfügige Finanzvergehen im Sinne des § 146 des Finanzstrafge­

set zes begangen, so kann mit Zustimmung des Beschuldigten über 

al l e  Finanzvergehen mit vereinfachter Strafverfügung nach § 146 

des Finanzstrafgesetzes erkannt werden . Das im § 146 Abs . 1 des 

Finanz strafgesetzes vorgesehene Höchstmaß der Geldstrafe kann 

dabei um die Häl fte überschritten werden . 

§ 20 . Soweit die Tat nicht nach einer anderen Bestimmung mit 

strengerer Strafe bedroht i st, gilt § 122 des Strafgesetzbuches 

auch für die Offenbarung eines Amtsgeheimnisses durch die nach 
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§ 15 Abs. 5 zur Verschwiegenheit verpflichteten Personen . 

ABSCHNITT IX 

Verhältnis zu anderen Rechtsvorschriften 

§ 21. (1) Nach Gemeinschaftsrecht im Zusammenhang mit handel spo­

l itischen Maßnahmen oder nach diesem Bundesgesetz erforderliche 

Bewil ligungen hinsichtlich der Aus- oder Einfuhr bilden 

Unterlagen im Sinne des Artikels 62 Abs . 2 des Zol lkodex . Die 

Zollbehörden sind befugt, auch nach der Überführung der Waren in 

ein Zollverfahren oder bei Entstehen der Zollschuld, ohne daß 

eine Anmeldung abgegeben wurde, zu verlangen, daß ihnen 

Bewil ligungen und sonstige Urkunden zur Einsicht vorgelegt 

werden. 

(2) Wo in bundesgesetzlichen Bestimmungen auf Vorschriften 

hingewiesen wird, die durch dieses Bundesgesetz ersetzt werden, 

treten an deren Stel le die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes . 

(3) Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer 

Rechtsvorschriften verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils 

gel tenden Fassung anzuwenden . 

ABSCHNITT X 

Vol l ziehung und Inkrafttreten 

§ 22. (1) Mit der Vol l ziehung dieses Bundesgesetzes ist der 

Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten betraut, 

sofern die nachstehenden Absätze nichts anderes bestimmen . 

(2) Mit der Voll ziehung des § 5 Abs . 1, 2 und 3 ist der 

Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten im Einverneh­

men mit dem Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten und 

hinsichtlich der Auswirkungen auf zollrechtliehe Bel ange mit dem 

Bundesminister für Finanzen betraut . 
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(3) Mit der Voll ziehung des § 5 Abs. 4 erster Satz i st die 

Bundesregierung betraut . 

(4) Mit der Vollziehung des § 11 Abs . 2 und des § 21 Abs . 1 

i st der Bundesminister für Finanzen betraut, mit der Vol l z iehung 

des § 11 Abs . 3 sind nach ihrem jeweil igen Zuständigkeitsbereich 

der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten, der 

Bundesmini ster für Finanzen oder der Bundesmini ster für Justiz 

betraut . 

(5) Mit der Vol l z iehung des § 12 sind der Bundesminister 

für wirtschaftliche Angelegenheiten und der Bundesminister für 

Land- und Forstwirtschaft nach Maßgabe ihrer Wirkungsbereiche 

gemäß § 6 im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen 

betraut . 

(6) Mit der Voll z iehung des § 13 s ind der Bundesmini ster 

für wirtschaftliche Angelegenheiten und der Bundesmini ster für 

Land- und Forstwirtschaft nach Maßgabe ihrer Wirkungsbereiche 

gemäß § 6 betraut . 

(7) Mi t der Vol lziehung der §§ 17 und 20 ist der 

Bundesmini ster für Justiz betraut, mit der Vol l ziehung der §§ 18 

und 19 der Bundesminister für Finanzen . 

§ 23 . (1) Dieses Bundesgesetz tritt gleichzeitig mit dem Vertrag 

über den Beitritt der Republik Österreich zur Europäi schen Union 

in Kraft . 

(2) Gleichzeitig tritt das Bundesgesetz über die 

Durchführung des Warenverkehrs mit dem Ausland, BGBl . Nr .  

184/1984, in der Fassung des BGBl . Nr .  408/1993, samt den dazu 

ergangenen Verordnungen außer Kraft . 
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(3) Verordnungen aufgrund dieses Bundesgesetzes können 

bereits ab dem seiner Kundmachung folgenden Tag erlassen werden. 

Diese Verordnungen sind frühestens gleichzeitig mit dem 

Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes in Kraft zu setzen. 

Artikel 11 

Das Gebührengesetz, BGBl. Nr .  267/1957, zuletzt geändert durch das 

Bundesgeset z BGBl. Nr. 629/1994, wird wie folgt geändert :  

1 .  Im § 14 TP 6 Abs. 5 wird am Ende der Ziffer 18 der Punkt durch 

einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z iffer 19 hinzugefügt : 

" 19 .  Eingaben in Angelegenheiten des Außenhandel sgesetzes und 

aufgrund einer auf Artikel 113 des Vertrages zur Gründung der 

Europäi schen Gemeinschaft gestützten Verordnung s ind gebühren­

frei . "  

2 .  § 14 TP 15 entfällt. 

3. Artikel 11 ist auf alle Sachverhalte anzuwenden, die ab dem 

Inkrafttreten des Vertrages über den Beitritt der Republik 

Österreich zur Europäischen Union verwirklicht werden. 
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V O R  B L A T T 

Problem : Das gel tende österreichische Außenhandelsrecht 

entspricht nicht den Erfordernissen für eine Übernahme des in der 

Europäischen Union anzuwendenden Außenhandelsregimes . 

Z iel : Die zur E rfüllung der Verpfl ichtungen Österreichs aus dem 

Vertrag über den Bei tritt Österreichs zur Europäischen Union 

erforderliche Anpassung des österreichischen Außenhandelsrechts . 

Al ternat iven : Keine . 

EU-Konformi tät : Dieses Gesetz dient der Anpassung des gel tenden 

Außenhandelsrechts an jenes der Europäischen Union . 

Kosten : Durch den Wegfall der Gebührenpfl icht von Anmeldungen 

nach dem Außenhandelsgesetz entgehen dem Bund Einnahmen i n  der 

Höhe von rund 2 bis 3 Mi l lionen Schilling pro Jahr . 

Mit erhebl ichen Mehrkosten bei der Vollziehung dieses Gesetzes 

ist zwar zu rechnen, diese werden jedoch nicht durch dieses 

Geset z, sondern durch Übernahme der Verordnungen der EG 

verursacht und wurden daher schon bei Kalkulation der Kosten des 

EU-Beitritts berücksichtigt . 
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E R L Ä U T E R U N G E N  

Allgemeiner Tei l : 

Der vorliegende Entwurf eines Außenhandel sgesetzes 1995 sol l das 

geltende Außenhandelsgesetz aus dem Jahre 1984, BGBl . Nr .  

184/1984, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl . Nr .  11/198 5, 

496/1986, 327/1987, 511/1987, 5 57/1987, 605/1987, 663/1987, 

377/1988, 257/1989, 578/1989, 692/1991, 469/1992, 16/1993 und 

408/1993, das durch wiederholte Novellierungen sehr unübers icht­

l ich geworden i st, ersetzen . 

E ine vorerst beabsichtigte Adaptierung des geltenden Außenhan­

del sgesetzes im Hinblick auf den Beitritt Österreichs zur 

Europäischen Gemeinschaft und der dadurch erforderl i chen 

Übernahme des Außenhandel sregimes der EU hätte dessen neuerl iche 

umfangreiche Novellierung zur Bereinigung des Gesetzestextes 

erfordert und dennoch keinen übersichtlichen Aufbau des Gesetzes, 

das für die österreichische Wirtschaft von wesentlicher Bedeutung 

i st, zur Folge gehabt . Im Interesse der legistischen Klarheit 

erschien e s  daher notwendig und zweckmäßig, das Außenhandel sge­

setz zur Gänze neu zu fassen . 

Der nunmehr erarbeitete Gesetzesentwurf schl ießt grundsät z l ich an 

das geltende Außenhandel srecht an und bringt materiellrechtl iche 

Änderungen, die durch den Beitritt Österreichs zur Europäi schen 

Union bedingt s ind . 

Allgemeines über das Außenhandelsrecht der EU. : 

Die Erlas sung von Rechtsvorschri ften für den Wirtscha ftsverkehr 

mit Drittländern fäl lt als Umsetzung der Handel spolitik 

entsprechend Artikel 113 EGV in die Zuständigkei t  der 

Gemeinschaft . 

Als notwendige Ergänzung zur Vollendung des Binnenmarktes hat die 

EG auf dieser Grundlage z ahlreiche Verordnungen erlassen . Im 
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einzelnen handelt es sich um die Verordnung (EG) Nr . 5 18/1994, 

Amtsblatt Nr. L 67, Seite 77, über eine gemeinsame 

Einfuhrregelung und die Verordnung (EG) Nr . 5 19/1994, Amtsbl at t  

Nr . L 67, Seite 89, über eine gemeinsame Regelung der E infuhren 

von nichttextilen Waren aus bestimmten Dri ttländern, (ehemal igen 

Staatshandel sländern) . In Durchführung der Verordnung 5 19 

ergingen eine Reihe weiterer Verordnungen . 

Für Textilien und Bekleidung erging in Form der Verordnung (EG) 

Nr . 5 17/1994, Amtsblatt Nr . L 67, Seite 1, eine gemeinsame 

Regelung der Einfuhren von Textilwaren, die nicht unter 

bil aterale Abkommen fallen . Eine ergänzende Verordnung (EG) Nr . 

934/94, Amtsblatt Nr . 107, Seite 19, beinhaltet Verfahrensrecht . 

Dort, wo die Gemeinschaft im Bereich der Textil ien und der Be­

kleidung bilaterale Verträge geschlossen hat, in deren Rahmen die 

Aus fuhren durch ein Exportlizenzsystem kontrol l iert werden, ist 

die Verordnung (EG) Nr . 3030/1993, Amtsblatt Nr . L 275, Seite 1, 

über eine gemeinsame Einfuhrregelung für Textilwaren, heranzuz ie­

hen . 

Eine gemeinsame Regelung i st für den Bereich der passiven Verede­

lung für Textilwaren in Diskussion, die die bestehende Verordnung 

(EG) Nr . 636/1982, Amtsbl att Nr . L 76, Seite 1, ersetzen sol l . 

Die Durchführung al l dieser Verordnungen erfolgt nicht 

ausschließlich durch die EG . Vielmehr fallen dabei auch den 

Mitgl iedstaaten wesentliche Aufgaben zu . So wird etwa die 

Bewi l l igungserteilung den einzelnen Mitgl iedstaaten überlassen, 

Kompetenzregelungen sind daher national festzusetzen . Auch die 

außenhandel srechtlichen Strafbestimmungen sind von den 

Mitgl iedstaaten selbst zu regeln . 

Die Embargomaßnahmen der UNO (z . B .  gegen Haiti, den Irak, Libyen 

und Serbien und Montenegro) werden bisher nur in Form der sehr 

allgemein gehaltenen Resolutionen des Sicherheitsrates der 

Vereinten Nationen EU-weit geregelt, sodaß für die konkrete 

Umsetzung (Beschränkung bestimmter Waren) die Mitgl iedstaaten zu 

sorgen haben . 
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Der Artikel 113 EGV bietet also eine umfassende rechtliche 

Grundlage zur Regelung des Wirtschaftsverkehrs mit Drittländern, 

jedoch wurde diese Kompetenz (noch) nicht in al len Bereichen 

(z. B. Waffen und Munition) wahrgenommen. Diese bestehenden Lücken 

zu schl ießen ist ebenfalls Aufgabe der nationalen Gesetzgebung. 

Wesentl iche materielle Änderungen : 

1. Nach dem Grundsatz des Vorrangs von Gemeinschaftsrecht vor 

nationalem Recht sind Regelungen der Europäi schen Union 

entgegenstehende Bestimmungen des Außenhandel sgesetzes nicht mehr 

anwendbar. 

Das Außenhandelsgesetz enthält in Form der Anl agen A 1, A 2, B 1 

und B 2 hi storisch gewachsene Warenlisten, die dem Gedanken Rech­

nung tragen, einerseits die inländische Wirtschaft vor marktstö­

renden Einflüs sen zu schützen und andererseits zu verhindern, daß 

im Inland selbst benötigte Waren in das Ausland verbracht werden. 

Die Bewi l ligungsertei lung wurde im Zuge der Liberal i sierung des 

Außenhandels den Zollämtern übertragen. 

Das Gemeinschaftrecht sieht außerhalb des Textil- und Beklei­

dungssektors im Regelfall nur freie Einfuhren, das heißt solche, 

die keinen außenwirtschaftlichen Maßnahmen unterl iegen, vor. 

Unter bestimmten Voraussetzungen kommen jedoch 

Überwachungsverfahren oder mengenmäßige Beschränkungen zum 

Tragen. Derzeit gibt es außerhalb des Texti lsektors nur 

Beschränkungen für die Einfuhr von Handschuhen, Schuhen, Glas­

und Porzellanwaren, Autoradios und Spielzeug mit Ursprung in der 

Volksrepublik China. 

E ine Beibehal tung der Anlagen bewil ligungspflichtiger Waren des 

Österreichischen Außenhandel sgesetzes als totes Recht erscheint 

daher nicht sinnvoll. Das österreichische System von Listen be­

wil l igungspflichtiger Waren kann aber in Randbereichen des 

Außenhandel s  beibehalten werden, in denen keine gemeinsame 

Handel spolitik zum Tragen kommt, wie etwa im Bereich der Aus­

oder Einfuhr von Waffen und Munition. 
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Die Anlagen bewil l igungspflichtiger Waren sollen daher entfallen, 

notwendige Beschränkungen können mit Hilfe einer auf § 5 des 

Außenhandelsgesetzes basierenden Verordnung geschaffen werden . 

E ine Transponierung von Beschränkungen der EG im Rahmen der 

gemeinsamen Handel spolitik in österreichisches Recht ist nicht 

erforderl ich . 

2 .  Mit dem Wegfall der Li sten bewil l igungspfl ichtiger Waren, 

deren Bewi l l igung dem Bundesminister für wirtschaftl iche 

Angelegenheiten oder dem Bundesmini ster für Land- und Forstwirt­

scha ft z ugewiesen wird, ist auch die Zuständigkeit dieser 

Bundesminister zur Erteilung von Bewi lligungen und damit der 

nationalen Behörden im Sinne der Vorschri ften der Europäi schen 

Union, die im Verantwortungsbereich der jeweiligen Minister 

agieren, neu zu umschreiben . 

Für eine Ermächtigung der Landeshauptmänner und der Zol l ämter zur 

Bewi l l igungsertei lung bleibt im Außenhandelsregime der EU kein 

Platz mehr . 

3 .  Die Befreiungsbestimmungen wurden in Ergänzung von Bestimmun­

gen des Zollkodex der EG neu gefaßt . 

4 .  Die Erteilung einer Bewilligung kann, wie in den Vorschri ften 

der EG vorgesehen, von einer Sicherheitsleistung abhängig gemacht 

werden . 

5. Die Strafbestimmungen werden den Erfahrungen der Praxis 

insofern angepaßt, als für den Bereich der von Verwaltungsbehör­

den zu verfolgenden Delikte die Zuständigkei t  von den Behörden 

der allgemeinen staatl ichen Verwaltung auf die Finanz strafbehör­

den übertragen wird, wie dies auch in den Mitgl iedstaaten der 

Europäischen Union in der Regel üblich i st. 

Änderung des Gebührengesetzes : 

Zur Änderung des Gebührengesetzes in Artikel 11 wird folgendes 

bemerkt : 
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Die Gebührenpfl icht für Anmeldungen nach dem AuBenhandel sgesetz 

und aufgrund einer auf Artikel 113 des Vertrages zur Gründung der 

Europäischen Gemeinschaft gestützten Verordnung soll, i nsbesonde­

re mit Rücksicht auf die gebührenfreie Handhabung in der 

Europäi schen Union (insbesondere in Deutschland), ent fal len . 

Im Hinbl ick auf das geringe Aufkommen (rund 6 bis 7 Mil l ionen 

Schi lling pro Jahr) hat das Bundesministerium für Finanzen keine 

Bedenken, zumal die " Aus- und Einfuhr" von Waren aus oder in die 

Mitgl iedstaaten der Europäischen Gemeinschaft keinesfal l s  mehr 

einer Gebührenpflicht unterl iegen darf und sich somit das 

Aufkommen an Einnahmen aus Anmeldungen nach dem AuBenhandel sge­

setz ohnehin weiter verringern würde (auf nur noch ca . 2 bis 3 

Mi l l ionen Schi ll ing pro Jahr) . 
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Besonderer Teil : 

zu Artikel I 

Z u  § 1 :  Der Grundsatz der Freiheit der Aus - und Einfuhr von 

Waren wird dem Gemeinschaftsrecht entsprechend aufrecht erhalten . 

Beschränkungen bestehen nur insoweit, als diese im Gemeinschafts­

recht, aufgrund dieses Gesetzes oder durch sonstige Vorschri ften 

festgesetzt sind . Mit wenigen Ausnahmen, z . B .  bei Braunkohle für 

eine Übergangszeit, unterliegt der Warenverkehr innerhalb der 

Gemeinschaft entsprechend dem Binnenmarktkonzept keiner 

Bewi l l igungspfl icht . Diese Bestimmung regelt den 

Anwendungsbereich dieses Gesetzes und enthält darüber hinaus im 

Abs . 2 eine neuformul ierte Definition des Begriffes 

" Technologie" , die den Anforderungen der Vol lziehung besser 

entspricht . 

Z u  § 2 :  Diese Bestimmung, die grundsätz l ich auf der bi sher 

geltenden Rechtslage aufgebaut ist, wird umformul iert, um auch 

auf Rechtsakte der Gemeinschaft anwendbar zu sein . 

Z u  § 3 :  Dieser Paragraph regelt die Bewi l l i gungspfl icht nach 

diesem Bundesgesetz und übernimmt die einschlägigen Bestimmungen 

des Außenhandel sgesetzes 1984, wobei durch Wegfall der Anlagen A 

1, A 2, B 1 und B 2 die Ziffer 1 entfal len kann . Die Neugliede­

rung des § 5 macht Umnummerierungen notwendig, darüber hinaus muß 

die Übernahme des EU-Außenhandelsregimes im Text sprachl ich 

berücksichtigt werden . 

Die Absätz e  2 bis 5 des § 3 können entfallen, da sie zum Teil 

schon jetzt gegenstandslos bzw. bedeutungslos sind, zum Teil aber 

mit dem Beitritt.Österreichs zur Gemeinschaft unanwendbar werden . 

Z u  §'4 : Die Befreiungsbestimmungen werden in Ergänzung von 

Bestimmungen des Zollkodex der Gemeinschaft neu gefaßt, wobei vor 

a l lem jene der Zollbefreiungsverordnung der EU, Verordnung (EG) 

Nr . 918/83, als Befreiungsbestimmungen für außenhandel srechtliche 

Zwecke rezipiert werden . 
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Z u  § 5 :  Der Abs. 1 des Außenhandel sgesetzes 1984 wurde 

i nhaltl ich nur insofern geändert, als der Vorrang des Gemein­

schaftsrechts nochmals betont wird und die Zi ffern 1 und 3 

entfallen, da sowohl Maßnahmen zur Durchführung 

handel svertraglicher Vereinbarungen als auch solche zur 

Aufrechterhaltung des Gleichgewichtes des Warenverkehrs mit 

ausländi schen Staaten im Kompetenzbereich der Gemeinschaft 

zu t ref fen sind. Aus Gründen der Übersichtlichkei t  wird der Abs. 

6 des § 5 des Außenhandelsgesetzes 1984 vorgereiht und erhält die 

Bezeichnung Abs. 2, die anderen Absätze werden dementsprechend 

umbenannt. 

Zu § 6 :  § 6 regelt die Kompetenzverteilung zwi schen 

Bundesminister für wirtschaftl iche Angelegenheiten und 

Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft bezügl ich der 

Zuständigkei t  zur Erteilung außenhandelsrechtlicher Bewi l ligungen 

und zur Vidierung von Überwachungsdokumenten. In Anlehnung an die 

im Außenhandel sgesetz 1984 in den Anlagen vorgenommene 

Kompetenzverteilung fallen die in § 6 aufgezählten Kapitel und 

Warennummern der Kombinierten Nomenklatur in die Zuständigkeit 

des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, alle übrigen 

Nummern verbleiben in der Zuständigkeit des Bundesministers für 

wirtschaftl iche Angelegenheiten. 

Z u  § 7: Für eine Ermächtigung der Landeshauptmänner und 

Zollämter zur Bewilligungserteilung bleibt im Gemeinschaftsrecht 

kein Platz. Statt dessen wird in diesem Paragraph nun geregelt, 

daß der für die Außenhandelsstatistik maßgebliche Wert auch für 

die Wertgrenzen im Bereich des Außenhandelsrechts gi lt, weiters 

wird der für außenhandelsrechtl iche Zwecke geltende Umrechnungs­

kurs von ECU in Schil ling in Anlehnung an den Zollkodex geregelt. 

Zu § 8: § 8 Abs. 2 des Außenhandelsgesetzes 1984 ist nicht mehr 

anwendbar, abgesehen von sprachl ichen Adaptierungen werden jedoch 

die übrigen Bestimmungen unverändert übernommen. 

Zu § 9 :  § 9 regel t  die Formvorschri ften, die bei der AntragsteI­

lung einzuhal ten sind, wobei ein Verwei s  auf gemeinschaftsrecht­

liche Bestimmungen hinzugefügt wird. Auch bei den Fristen zur 
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Bescheiderlassung ist ein Hinweis auf Gemeinschaftsrecht 

erforderlich, da diese in Verordnungen der EG unterschiedl ich 

geregelt sein können. 

Z u  § 10: Ursprungszeugnisse haben dem Zollkodex der EG und den 

Durchführungsvorschriften dazu zu entsprechen, wobei in der Regel 

auch Präferenzursprungsnachwei se als Ursprungszeugnisse 

anzuerkennen sind. Da es nach § 7 ermächtigte Stel len nicht mehr 

gibt, kann § 10 Abs. 2 entfal len. 

Zu § 11: Abs. 1 wird auf Verordnungen der Gemeinschaft 

ausgedehnt. Im Abs. 2 wird eine Ermittlungsbefugnis der Zollämter 

über Umstände, die für die Einhaltung außenhandel srechtlicher 

Bestimmungen maßgebend sind oder waren, geregelt. Die Praxis 

zeigt, daß diese Behörden am besten geeignet sind, diese 

Ermittlungen rasch und effizient durchzuführen, da diese Aufgabe 

den von den Zollbehörden sonst zu vollziehenden Aufgaben sehr 

ähnl ich i st. 

Zu § 12: In diesem Paragraphen i st die Anordnung einer 

Meldepfl icht bzw. Nachweispflicht (z. B. Ursprungs zeugnis) 

vorgesehen. 

Zu § 13: Da in Vorschriften der EG die Erteilung einer 

Bewil l igung von einer Sicherheitslei stung abhängig gemacht werden 

kann, s ind in diesem Gesetz Vorkehrungen dafür zu treffen, 

insbesondere wie die Höhe der Sicherheitslei stung festzusetzen 

i st und in welcher Form diese zu erbringen ist. Die im § 13 des 

Außenhandel sgesetz 1984 geregelte Festlegung von Warenkontingen­

ten fäl l t  mit dem Beitritt Österreichs zur EU in die Kompetenz 

der Gemeinschaft und kann daher in diesem Gesetz nicht mehr 

geregelt werden. 

Zu § 14: Im § 14 ist die Zuständigkeit des Beirates geändert, 

das Begutachtungsrecht wird auf alle grundsätz l ichen Angelegen.,.. 

hei ten des Warenverkehrs in das oder aus dem Zollgebiet der 

Gemeinschaft ausgedehnt. 
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Zu §§ 15 und 16 : Diese inhaltlich den Beirat betref fenden 

Best immungen werden unverändert übernommen . 

Zu §§ 17 bis 19 : Die Strafbestimmungen werden den Erfahrungen 

und Erfordernissen der Praxis insofern angepaßt, als für den 

Bereich der von Verwaltungsbehörden zu verfolgenden Del ikte die 

Zuständigkeit auf die Finanzstrafbehörden übertragen wird. 

Vergehen nach diesem Bundesgesetz werden in den mei sten Fäl len 

zusammen mit einem Zol ldel ikt begangen und es ist daher 

unzweckmäßig, zwei verschiedene Behörden mit der Ermittlung und 

Beurtei lung ein und desselben Sachverhaltes zu beauftragen . In 

diesem Zusammenhang werden auch die gerichtlich zu ahndenden 

Delikte Finanzvergehen, um auch hier eine Doppelgleis igkeit zu 

vermeiden . 

Bei der Neuformul ierung der Strafbestimmungen werden daher die 

Systematik und die Erfordernisse des Finanzstrafgesetzes 

berücks ichtigt, die Del ikte selbst werden ledigl ich auf 

Sachverhalte im Zusammenhang mit Verstößen gegen Gemeinschafts­

recht ausgedehnt . 

Durch die Umwandlung der Del ikte in Finanzvergehen können die 

bi sherigen §§ 18 (Verfall) und 19 (Wertersatz) des 

Außenhandel sgesetzes 1984 entfallen, da diese Tatbestände ohnehin 

im Finanz strafgesetz geregelt werden. 

Der neue § 19 bietet die Möglichkeit zur Vereinfachung der 

Strafverfahren in geringfügigen Fäl len. Mit Zustimmung des 

Beschuld igten kann mit einer einz igen Strafverfügung erkannt 

werden . 

Zu § 20 : Diese Bestimmung wird unverändert übernommen . 

Zu § 21 : E ine Änderung erfolgt nur in Abs. 1, welcher auf 

Bewi lligungen im Zusammenhang mit handel spoliti schen Maßnahmen 

nach Gemeinschaftsrecht ausgedehnt wird und auf den Zollkodex der 

EG verweis t . 
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Z u  § 22: Entsprechend den Änderungen dieses Gesetzes im 

Verhäl tnis zum AuBenhandel sgesetz 1984 sind auch die 

Vol l zugsklauseln neu zu fassen . 

Zu § 23 : Diese Bestimmung regelt das 1nkrafttreten dieses 

Gesetzes . 

Z u  Artikel 11 : Siehe Erläuterungen Allgemeiner Tei l . 
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